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kein Vorschlag hat Priorität

13. längere Amtsdauer

12. bei unveränderter Steueranlage entscheidet
Stadtrat

11. Einsitz in Bundesversammlung o. Grossen Rat

10. Erhöhung der Ausgabengrenze

9.   Verkürzung Referendumsfrist

8.   Unterstützung Parteien als pol. Vermittler

7.  Stellvertreter für Stadträte

6.  Einführung Ombudsstelle

5.  Offenlegung Interessenbindungen

4.  Präambel

3.  stadteigene Schuldenbremse

2.  Mitwirkung für Einwohnende ohne Stimmrecht

1.  Förderung Stimmbeteiligung

Die Reformprioritäten

"Hier sehen Sie nochmals alle Vorschläge für die neue Stadtordnung, über die Sie befragt 

wurden. Welches sind für Sie die wichtigsten Vorschläge für die zukünftige Stadtordnung?"

in % Bielerinnen und Bieler, Mehrfachnennungen möglich

© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April 2018 (N = 1233)



Die Ergebnisse in der Übersicht (1/2)
Reform Wichtigste Ergebnisse Mehrheitsfähiges

Argument

Priorität 

(Rang/Anteile)

Bilanz

1. Förderung der 

Stimmbeteiligung

69% sind für Massnahmen zur 

Förderung der Stimmbeteiligung. 

58% finden die Vorlagentexte für 

Abstimmungen zu komplex.

78% stimmen mehr 

politischer Bildung in 

Schulen zu.

1 (43%) Top-Reformvorschlag zur 

Einführung in die neue 

Stadtordnung.

2. Erweiterung der 

Mitwirkung auf 

Personen ohne 

Stimmrecht

Mehr Diskussionsforen mit 

Personen ohne Stimmrecht (65%).

Steuerzahler sollen Stimmrecht 

bekommen (64%).

45% wollen Stimmrecht auf Bürger 

beschränken und 52% wollen 

Stimmrecht abhängig von 

Staatsbürgerschaft.

80% sind für mehr 

Quartiermitwirkung.

79% stimmen zu, dass 

Jugendparlamente 

dem Stadtrat

Vorstösse unterbreiten 

können. 

2 (31%) 2. Top-Thema, allerdings nur 

mehrheitsfähig für 

niederschwellige 

Mitwirkungsformen, wie die 

Quartiermitwirkung, dass 

Personen ohne Stimmrecht dem 

Stadtrat Vorstösse unterbreiten 

können, ist nicht mehrheitsfähig.

3. Einführung 

Schuldenbremse

35% sind für die Einführung einer 

Schuldenbremse.

28% stimmen einer befristeten 

Schuldenbremse zu.

63% sind für die 

Einführung in die 

Stadtordnung.

3 (30%) 3. Top-Thema in der 

Priorisierung und potenziell  

mehrheitsfähig.

4. Präambel 22% sind für eine Präambel.

52% sind gegen eine Präambel.

71% stimmen

"gewissen Leitideen"

zu.

4 (23%) Mehrheit eher gegen eine

Präambel, bei niedriger 

Informiertheit (52%).

5. Öffentliches

Register über die 

Interessen-

bindungen von 

Amtsinhabern

Für 87% ist Vertrauen in Politik und 

Behörden sehr wichtig.

67% sind für die 

Einführung  eines 

öffentlichen Registers.

5 (23%) Potenziell mehrheitsfähig bei 

mittlerer Priorisierung.

6. Einführung einer 

Ombudsstelle

59% möchten die Ombudsstelle um 

Beratung zum Datenschutz 

erweitern.

Für 51% muss sie nicht auf der 

Ebene der Stadtordnung eingeführt 

werden.

Für 73% ist eine 

Ombudsstelle für 

politische Fragen 

zustimmungswürdig.

6 (16%) Potenziell mehrheitsfähig bei 

mittlerer Priorisierung, 

Ergänzungsvorschläge zur 

Umsetzung sind mehrheitlich 

unterstützt.



Die Ergebnisse in der Übersicht (2/2)
Reform Wichtigste Ergebnisse Mehrheitsfähiges

Argument

Priorität 

(Rang/Anteile)

Bilanz

7. Stellvertreter-

lösung für den 

Stadtrat

52% stimmen zu, dass man 

Personen und nicht Parteien wählt 

(Stellvertreter entscheiden nie 

gleich).

60% finden die 

Möglichkeit zur 

Stellvertretung eine 

gute Lösung.

7 (11%) Potenziell mehrheitsfähig bei 

mittlerer Priorisierung.

8. Förderung von 

Parteien etc. als 

Politikvermittler

51% wollen Parteien unterstützen.

47% finden Förderung hilft nur 

grossen Parteien.

Die Stadt sollte 

unabhängige Foren

zum Austausch über 

Politik anbieten (68%).

8 (10%) Man wünscht sich eher mehr 

unabhängige Austauschforen, 

Parteienförderung nicht klar 

mehrheitsfähig.

9. Kürzung 

Referendums-frist

36% für eine Kürzung der 

Referendumsfrist.

64% entweder 

unsicher oder gegen 

die Kürzung.

9 (9%) Mehrheit eher gegen die 

Verkürzung bei hohem Anteil 

Verunsicherter (38%).

10. Erhöhung der 

Ausgabengrenze

für nicht 

budgetierte 

Ausgaben

29% stimmen dem Vorschlag zu. 71% sind unsicher 

oder gegen die 

Erhöhung der 

Ausgabengrenze.

10 (8%) Eine Mehrheit ist dagegen oder 

unsicher (33%) bei einer 

geringen Priorisierung des 

Themas für die neue 

Stadtordnung.

11. Einsitz in die 

Bundes-

versammlung 

oder in den 

Grossen Rat

44% stimmen der Möglichkeit für 

Doppelmandate zu.

56% stimmen der Beschränkung zu, 

dass Doppelmandate an bestimmte 

Präsenszeiten für das Amt in Biel 

gebunden wird.

54% befürworten, "gleich lange 

Spiesse"

56% Prozent sind 

unsicher  oder gegen 

die Einführung von 

Doppelmandaten.

11 (8%) Potenziell nicht mehrheitsfähig 

bei geringer Priorisierung, ein 

Drittel der Einwohnenden ist 

überfordert. 

12. Bei unveränderter

Steueranlage 

entscheidet 

Stadtrat

33% für die erweiterten 

Kompetenzen des Stadtrats.

67% sind unsicher 

oder dagegen.

12 (7%) Mehrheit eher gegen die 

Verkürzung bei hohem Anteil 

Verunsicherter (41%).

13. Längere 

Amtsdauer für 

städtische 

Behörden

Nur 17% stimmen dem Vorschlag 

zu.

57% Prozent gegen

die Verlängerung.

13 (5%) Nicht mehrheitsfähig und 

niedrigste Priorisierung bei 26% 

Verunsicherten.



Die Bilanz



Bilanz: Stark unterstützte Themen für die neue Verfassung

Die Top-Themen sind potenziell mehrheitsfähig und sind bei der Bevölkerung nicht nur 
akzeptiert, sondern auch gewünscht. Sie lassen sich weiterbearbeiten, ohne dass mit 
einer kritisch-ablehnenden Haltung durch die Bevölkerung gerechnet werden muss. 

Politische Mitwirkung (Partizipation)

 Bieler und Bielerinnen wünschen sich Brücken zwischen Politik und Bürgern. Die 
Stimmbeteiligung und die Ausweitung der politischen Mitwirkung sind deren wichtigste 
Pfeiler.

 Politische Bildung und Verständigung über Austausch sind insbesondere für Junge wichtig.

 Parteienförderung ist weniger zentral als der Austausch über unabhängige Bürgerforen.

 Die Stellvertreterlösung für den Stadtrat ist potenziell mehrheitsfähig, wird aber nur mit 
klaren Einschränkungen akzeptiert.

Präambel ambivalent 

Inhaltliche Leitlinien nicht dringend, Zweisprachigkeit muss enthalten sein.

Vertrauen und Transparenz in Politik und Behörden

 Vertrauen und Transparenz als zweitwichtigster Themenkomplex.

 Die Ombudsstelle für politische Fragen, allenfalls der Ausbau um einen 
Datenschutzbeauftragten als Anliegen, das aber nicht in die Verfassung geschrieben werden 
muss.

 Ein öffentliches Register ist ein grossmehrheitliches Anliegen.



Bilanz: Wenig unterstützte Themen für die neue Verfassung

Handlungsfähige, wirksame und nachhaltige Politik 

 Nachhaltigkeit wird nur mit Blick auf die Einführung der Schuldenbremse eingefordert.

 Die Frage nach einer Veränderung der Ausgabenzuständigkeiten (Erhöhung der 
Ausgabengrenze) überfordert eine grosse Mehrheit und hat kaum Priorität.

 Der Einsitz im Grossen Rat oder der Bundesversammlung hat keine Priorität und wird 
mehrheitlich nicht verstanden oder angelehnt.

 Die Verlängerung der Amtsdauer wird als Verringerung der Kontrollmöglichkeit gesehen und 
abgelehnt. Sie hat von allen Massnahmen die geringste Priorität.

Verwesentlichung der direkt-demokratischen Mitwirkung

 Die Vorschläge zur Verbesserung der Prozesse aus Behördenoptik sind nicht mehrheitsfähig 
und gering priorisiert. Dazu gehören raschere Referendumsabstimmungen, die 
Entscheidkompetenz für den Stadtrat bei unveränderter Steueranlage.

Die Flop-Themen sind nicht potenziell mehrheitsfähig und stossen bei der Bevölkerung 
entweder auf Unverständnis oder eine kritisch-ablehnende Haltung. Sie lassen sich nur 
mit einem entsprechenden Kommunikationsaufwand weiterverfolgen. 



Auf Wiedersehen und danke für Ihre Aufmerksamkeit!

www.gfsbern.ch 

«Biel soll werden, was es sein könnte: 

Das Laboratorium des Zusammenlebens.»
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Förderung Stimmbeteiligung

stadteigene Schuldenbremse

Mitwirkung für Einwohnende ohne Stimmrecht

Offenlegung Interessenbindungen

kein Vorschlag hat Priorität

Präambel

Einführung Ombudsstelle

Stellvertreter für Stadträte

Unterstützung Parteien als pol. Vermittler

Verkürzung Referendumsfrist

Einsitz in Bundesversammlung o. Grossen Rat

bei unveränderter Steueranlage entscheidet Stadtrat

Erhöhung der Ausgabengrenze

längere Amtsdauer

Die Reformprioritäten aus Sicht der Stimmentschlossenen
"Hier sehen Sie nochmals alle Vorschläge für die neue Stadtordnung, über die Sie befragt wurden. Welches 

sind für Sie die wichtigsten Vorschläge für die zukünftige Stadtordnung?"

in % Bielerinnen und Bieler, die abstimmen werden

© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April 2018 (N = 1233), sig.
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Förderung Stimmbeteiligung

stadteigene Schuldenbremse

Mitwirkung für Einwohnende
ohne Stimmrecht

Offenlegung
Interessenbindungen

Präambel

Einführung Ombudsstelle

Stellvertreter für Stadträte

Verkürzung Referendumsfrist

Einsitz in Bundesversammlung
o. Grossen Rat

Unterstützung Parteien als pol.
Vermittler

Erhöhung der Ausgabengrenze

bei unveränderter Steueranlage
entscheidet Stadtrat

längere Amtsdauer

kein Vorschlag hat Priorität

Ausländer

Schweizer

Die Reformpriorität (Stimmrecht)
"Hier sehen Sie nochmals alle Vorschläge für die neue Stadtordnung, über die Sie befragt wurden. Welches 

sind für Sie die wichtigsten Vorschläge für die zukünftige Stadtordnung?"

in % Bielerinnen und Bieler

© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April 2018 (N = 1233), sig.
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Förderung Stimmbeteiligung

kein Vorschlag hat Priorität

Mitwirkung für Einwohnende ohne Stimmrecht

stadteigene Schuldenbremse

Präambel

Offenlegung Interessenbindungen

Einführung Ombudsstelle

Stellvertreter für Stadträte

Unterstützung Parteien als pol. Vermittler

Verkürzung Referendumsfrist

Erhöhung der Ausgabengrenze

Einsitz in Bundesversammlung o. Grossen Rat

bei unveränderter Steueranlage entscheidet Stadtrat

DCH FCH

Die Reformprioritäten nach Sprachgruppen
"Hier sehen Sie nochmals alle Vorschläge für die neue Stadtordnung, über die Sie befragt wurden. Welches 

sind für Sie die wichtigsten Vorschläge für die zukünftige Stadtordnung?"

in % Bielerinnen und Bieler

© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April 2018 (N = 1233), sig.



Die Reformbausteine im Einzelnen



sehr wichtig
46

eher wichtig
35

weiss nicht/keine 
Antwort

12

eher nicht wichtig
5

gar nicht wichtig
2

1. Grundsätzliche Priorität für eine zukünftig höhere 

Stimmbeteiligung

"Wie wichtig ist für Sie ganz grundsätzlich eine zukünftig höhere Stimmbeteiligung in der Stadt Biel?"

in % Bielerinnen und Bieler

© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April 2018 (N = 1233)
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finanzielle Anreize

Stimmzwang

Vote blanc "Vorlage nicht
verstanden"

zu komplizierte
Vorlagetexte

Förderungsmassnahmen
der Stimmbeteiligung

mehr politische Bildung

sehr einverstanden eher einverstanden weiss nicht/keine Antwort

eher nicht einverstanden gar nicht einverstanden

1. Massnahmen zur Förderung der Stimmbeteiligung

"Die Stadtordnung kann eine Grundsatzbestimmung zur Förderung der freiwilligen Stimmbeteiligung enthalten 

oder einen Stimmzwang wie in Schaffhausen. Wie beurteilen Sie die folgenden Aussagen?"

in % Bielerinnen und Bieler

© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April 2018 (N = 1233)

mehr politische Bildung "Es braucht mehr politische Bildung in den Schulen, damit die Stimmbeteiligung steigt."

Förderungsmassnahmen der Stimmbeteiligung "Die Stadtordnung sollte bestimmte Massnahmen zur Förderung der 

Stimmbeteiligung enthalten."

zu komplizierte Vorlagetexte "Die Vorlagentexte sind zu kompliziert, um zu verstehen, worum es geht."

Vote blanc Vorlage nicht verstanden "Weil die Vorlagen zum Teil kompliziert sind, sollte man neben "Ja" oder "Nein" ein 

weiteres Kreuz machen können "Vorlage nicht verstanden – keine Meinung"

Stimmzwang "Es braucht einen Stimmzwang."

finanzielle Anreize "Es sollte finanzielle Anreize geben für alle, die regelmässig stimmen gehen."
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12

11

9

3

2

politische Integration von Ausländern

Leute, die Steuern bezahlen, sollten ein
Gemeindestimmrecht haben

mehr Diskussionsforen

Jugendparlament kann dem Stadtrat
Vorstösse unterbreiten

Bevölkerung der Quartiere sollte in die
Ortsplanung einbezogen werden

sehr einverstanden eher einverstanden weiss nicht/keine Antwort
eher nicht einverstanden gar nicht einverstanden

2. Mitwirkung für Personen ohne Stimmrecht (1/2)

"Sollten auch Personen ohne Stimmrecht ihre Bedürfnisse ergänzend in die politische Diskussion einbringen 

können? Das Kantonsrecht verbietet ein Stimmrecht für Ausländer. Wie beurteilen Sie die folgenden 

Aussagen?"

in % Bielerinnen und Bieler

© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April 2018 (N = 1233)

Bevölkerung der Quartiere sollte in die Ortsplanung einbezogen werden "Die Bevölkerung der Quartiere sollte z.B. vermehrt 

in die Ortsplanung einbezogen werden (Quartiermitwirkung)."

Jugendparlament kann dem Stadtrat Vorstösse unterbreiten "Jugendliche können Anliegen im Rahmen eines 

Jugendparlaments diskutieren und den Behörden parlamentarische Vorstösse unterbreiten (Jugendmotion oder 

Jugendpostulat)."

mehr Diskussionsforen "Es braucht mehr Diskussionsforen, an denen sich Bürger und auch Menschen ohne Stimmrecht 

beteiligen können."

Leute, die Steuern bezahlen, sollten ein Gemeindestimmrecht haben "Leute, die in Biel Steuern bezahlen, sollten ein 

Gemeindestimmrecht erhalten."

politische Integration von Ausländern "Biel mit seiner multikulturellen Bevölkerung sollte bei der politischen Integration von 

Ausländern auch für andere Gemeinden und den Bund ein Zeichen setzen."



2. Mitwirkung für Personen ohne Stimmrecht (2/2)

"Sollten auch Personen ohne Stimmrecht ihre Bedürfnisse ergänzend in die politische Diskussion einbringen 

können? Das Kantonsrecht verbietet ein Stimmrecht für Ausländer. Wie beurteilen Sie die folgenden 

Aussagen?"

© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April 2018 (N = 1233)

online-Petitionen "Es sollte für alle Bielerinnen und Bieler die Möglichkeit für Online-Petitionen geben."

Stimmrecht für Schweizer Staatsbürgerrecht bewerben "Wer mitbestimmen will, sollte sich um das Schweizer 

Staatsbürgerrecht bewerben."

Personen ohne Stimmrecht können Stadtrat Vorstösse unterbreiten "Eine bestimmte Anzahl von Personen ohne Stimmrecht 

kann dem Stadtrat parlamentarische Vorstösse (z.B. Motion, Postulat) unterbreiten."

Stimmrecht nur für Bürger "Das Stimmrecht sollte auf Bürgerinnen und Bürger beschränkt bleiben."

in % Bielerinnen und Bieler
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Stimmrecht nur für Bürger

Personen ohne Stimmrecht können
Stadtrat Vorstösse unterbreiten

Stimmrecht für Schweizer
Staatsbürgerrecht bewerben

online-Petitionen

sehr einverstanden eher einverstanden weiss nicht/keine Antwort

eher nicht einverstanden gar nicht einverstanden



eine Schuldenbremse 
einführen

35

eine Schuldenbremse 
befristet einführen

28

keine Schuldenbremse 
einführen

7

kann ich nicht 
beurteilen/keine 

Antwort
30

3. Einführung stadteigene Schuldenbremse

"Das kantonale Gemeindegesetz schreibt einen ausgeglichenen Finanzhaushalt vor. Die Stadt Biel kennt keine 

zusätzlichen Regeln, obwohl die Verschuldung der Stadt kritisch ist. Schulden schränken die Stadt ein, 

besonders wenn die Zinsen wieder steigen. Eine Lösung ist die Einführung einer Schuldenbremse. Sollte die 

Stadt Biel eine Schuldenbremse einführen, eine Schuldenbremse befristet einführen oder keine 

Schuldenbremse einführen?"

in % Bielerinnen und Bieler

© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April 2018 (N = 1233)



neu durch eine 
Präambel eingeleitet 

werden
22

weiterhin einen 
Hinweis auf die 

Zweisprachigkeit 
enthalten, aber keine 

Präambel
22

weiterhin auf eine 
Präambel verzichten

4

mir ist unklar, was der 
Sinn einer Präambel ist

32

kann ich nicht 
beurteilen/keine 

Antwort
20

4. Einführung einer Präambel für die neue Stadtverfassung

"Die geltende Stadtordnung regelt bisher das Organisatorische und weist auf die Zweisprachigkeit hin. Heute 

regelt sie Zuständigkeiten des Stadtrats und des Gemeinderats, die politischen Mitwirkungsrechte der 

Stimmberechtigten sowie Wahl- und Abstimmungsverfahren. Andere Städte stellen ihrer Verfassung Präambeln 

voran, die politische Leitlinien oder Ziele der Gemeindepolitik formulieren. Sollte die Verfassung der Stadt Biel 

neu durch eine Präambel eingeleitet werden, weiterhin einen Hinweis auf die Zweisprachigkeit enthalten, aber 

keine Präambel oder weiterhin auf eine Präambel verzichten?"

in % Bielerinnen und Bieler

© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April 2018 (N = 1233)



gewisse Leitideen "Gewisse Leitideen für Biel fände ich schön."

multikulturelle sollte ausgedrückt werden "Die Präambel sollte mehr als nur die Zweisprachigkeit enthalten, das Multikulturelle 

an Biel sollte ausgedrückt werden."

Präambel als Zukunftsvision "Eine Präambel gibt Gelegenheit, eine Zukunftsvision für Biel zu entwerfen."

Präambel für das Spezielle an Biel "Eine Präambel sollte das Spezielle an Biel herausstellen."

bringt nichts "Eine Stadtordnung sollte langfristig angelegt sein, daher könnte man nur sehr vage und abstrakte Aussagen 

hineinschreiben, die nichts bringen."

Präambel wäre schnell veraltet "Biel ist zu sehr in Bewegung, eine Präambel wäre schon nach kurzer Zeit veraltet und würde 

nur unnötig einengen."

Biel braucht keine Visionen "Biel braucht keine Visionen."

5

9

12

17

18

23

31

8

19

21

25

26

24

40

27

52

12

47

43

32

24

18

14

36

8

9

12

4

42

6

19

3

4

9

1

Biel braucht keine
Visionen

Präambel wäre schnell
veraltet

bringt nichts

Präambel für das
Spezielle an Biel

Präambel als
Zukunftsvision

multikulturelle sollte
ausgedrückt werden

gewisse Leitideen

sehr einverstanden eher einverstanden weiss nicht/keine Antwort

eher nicht einverstanden gar nicht einverstanden

4. Mögliche Inhalte für eine Präambel einer neuen Verfassung

"Wie beurteilen Sie die folgenden Aussagen?"

in % Bielerinnen und Bieler

© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April 2018 (N = 1233)



ja
67

kann ich nicht 
beurteilen/keine 

Antwort
29

nein
4

5. Offenlegung der Interessenbindungen von Amtsinhabern

"Das kantonale und kommunale Recht enthalten keine Pflicht für die Stadt Biel zur öffentlichen Bekanntgabe 

von Interessenbindungen. Wenn Interessenskonflikte bei einem Amtsinhaber bestehen, schreibt der Kanton 

allerdings eine Pflicht zum Ausstand vor. Sagen Sie "Ja" oder "Nein" zu folgendem Vorhaben? In der 

zukünftigen Stadtordnung werden die Interessen(-verflechtungen) von Amtsinhabern und Amtsinhaberinnen in 

einem öffentlichen Register einsehbar sein."

in % Bielerinnen und Bieler

© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April 2018 (N = 1233)
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12

21

26

38

27

32

28

33

35

27

29

32

29

19

20

17

13

8

5

12

10

6

4

3

statt Ombudsstelle eine Fragestunde
an den Stadtrat

Ombudsstelle ist positiv, muss nicht
in die Stadtordnung geschrieben

werden

Ombudsstelle in Stadtordnung

Ombudsstelle müsste auch Beratung
zu persönlichem Datenschutz

machen

Ombudsstelle für politische Fragen

sehr einverstanden eher einverstanden weiss nicht/keine Antwort

eher nicht einverstanden gar nicht einverstanden

6. Einführung einer Ombudsstelle

"Eine Ombudsstelle ist eine Anlaufstelle, die bei Streitigkeiten zwischen Bielerinnen oder Bielern und Behörden 

informell Rat erteilt, vermittelt und schlichtet. Biel hat bisher keine Stelle, an die sich Bürgerinnen und Bürger 

mit Beanstandungen wenden können. Wie beurteilen. Sie die folgenden Aussagen?"

in % Bielerinnen und Bieler
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Ombudsstelle für politische Fragen "Es wäre gut, wenn es eine Ombudsstelle für politische Fragen gäbe."

Ombudsstelle müsste auch Beratung zu persönlichem Datenschutz machen "Eine Ombudsstelle müsste auch Beratung zu 

persönlichem Datenschutz machen."

Ombudsstelle in Stadtordnung "Die Ombudsstelle sollte unbedingt als Instrument in einer neuen Stadtordnung stehen."

Ombudsstelle ist positiv, muss nicht in die Stadtordnung geschrieben werden "Eine Ombudsstelle ist eine gute Idee, muss 

aber nicht in die Stadtordnung geschrieben werden."

statt Ombudsstelle eine Fragestunde an den Stadtrat "An Stelle einer Ombudsstelle könnte man z.B. eine Fragestunde an 

den Stadtrat einrichten."
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sehr einverstanden eher einverstanden weiss nicht/keine Antwort
eher nicht einverstanden gar nicht einverstanden

7. Stellvertreterlösung für den Stadtrat

"Die Stärkung des Parlaments ist auch ein Mittel, um die politische Mitwirkung zu fördern. Vielfach sind die 

Stadträte aber beruflich abwesend, im Ausland oder z.B. im Mutterschaftsurlaub. Jetzt wird die Idee einer 

Stellvertreterlösung diskutiert. Es könnten Kandidaten der gleichen Liste oder persönliche Stellvertreter sein. 

Wie beurteilen Sie die folgenden Aussagen?"

in % Bielerinnen und Bieler
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Stellvertretung im Stadtrat ist eine gute Lösung "Je nach parteipolitischer Zusammensetzung des Stadtrats führt bereits die 

Abwesenheit einer Person zur Verschiebung der politischen Kräfteverhältnisse. Dafür ist die Möglichkeit, Stellvertreter 

einzusetzen, eine gute Lösung."

Stellvertreter entscheiden nie gleich "Man wählt Personen und nicht Parteien; eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter 

entscheidet nie gleich, wie die Person, die man gewählt hat."
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8. Förderung von Parteien und anderer Interessengruppen

"In der politischen Auseinandersetzung spielen die Parteien und mittlerweile immer mehr andere 

Interessengruppen eine wichtige Rolle. Wie beurteilen Sie die folgenden Aussagen?"

in % Bielerinnen und Bieler
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unabhängige Foren fördern "Die Stadt sollte unabhängige Foren zum Austausch über politische Themen fördern oder anbieten, 

an denen sich Leute und nicht Parteien austauschen können."

Parteiförderung und Rahmenbedingungen für Diskussionsforen "Es braucht Parteienförderung und die Stadt sollte 

Rahmenbedingungen für unabhängige Diskussionsforen schaffen."

Vermittler des Volkswillens sollten gefördert werden "Die Parteien und andere Vermittler des Volkswillens sollten bei ihrer 

Arbeit gefördert werden."

Förderung der Parteien hilft nur grossen Parteien "Eine Förderung der Parteien würde nur den grossen Parteien helfen."
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9. Kürzung der Referendumsfrist bei niedrigerer Anzahl 

erforderlicher Unterschriften
"Direkte Demokratie. In Biel können heute 5 Prozent der Stimmberechtigten das Referendum gegen bestimmte 

Beschlüsse des Stadtrats ergreifen. Das entspricht rund 1550 Unterschriften. Die Referendumsfrist ist mit 60 

Tagen eher lang. So lange kann ein beschlossenes Geschäft nicht vollzogen werden. Man könnte die 

Referendumsfrist auf 30 Tage senken und die Anzahl Unterschriften auf z.B. 800 verringern. Sagen Sie "Ja" 

oder "Nein" zu folgendem Vorhaben? Die Referendumsfrist wird verkürzt und dafür wird die Anzahl der 

erforderlichen Unterschriften reduziert."

in % Bielerinnen und Bieler

© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April 2018 (N = 1233)
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10. Erhöhung der Ausgabengrenze
"Ausserhalb vom Budget für die Stadt gibt es noch Ausgabenregelungen, z.B. wenn ein Schulhaus saniert oder 

gebaut werden muss. Heute sind die Ausgabengrenzen für Gemeinde- und Stadtrat teilweise zu niedrig.  Hier 

sehen Sie einen konkreten Vorschlag für höhere Ausgabengrenzen in der neuen Stadtordnung: Der 

Gemeinderat beschliesst abschliessend neue Ausgaben bis 300'000 Franken. Der Stadtrat beschliesst 

Ausgaben bis 5 Millionen Franken, das Volk kann ab 3 Millionen Franken das fakultative Referendum ergreifen. 

Ab 5 Millionen Franken beschliesst in jedem Fall das Volk. Vorschlag für die neue Stadtordnung. Der 

Gemeinderat beschliesst über Ausgaben bis zu einer Million Franken abschliessend. Der Stadtrat bewilligt 

Ausgaben bis 10 Millionen Franken abschliessend. Zwischen 10-15 Millionen Franken beschliesst der Stadtrat, 

aber das Volk kann das fakultative Referendum ergreifen. Ab 15 Millionen Franken beschliesst in jedem Fall 

das Volk. Sagen Sie "Ja" oder "Nein" zu einer solchen Erhöhung der Ausgabengrenze?"

in % Bielerinnen und Bieler

© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April 2018 (N = 1233)
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11. Einsitz in den National-/Ständerat/Grossen Rat

"Sagen Sie "Ja" oder "Nein" zu folgendem Vorhaben? Bieler Gemeinderäte können gleichzeitig Einsitz in den 

National- oder Ständerat oder in den Grossen Rat des Kantons Bern nehmen."

in % Bielerinnen und Bieler

© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April 2018 (N = 1233)
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11. Aussagen zu Einsitz in den National-/Ständerat/

Grossen Rat (1/2)
"Die jetzige Stadtordnung verbietet Mitgliedern des Gemeinderats die Mitgliedschaft im National- oder 

Ständerat oder im Grossen Rat des Kantons Bern. Wie beurteilen Sie die folgenden Aussagen?"

in % Bielerinnen und Bieler
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sollten an bestimmte Präsenzzeiten gebunden werden "Doppelmandate sollten an bestimmte Präsenzzeiten für das Amt in 

Biel gebunden werden."

Gleich lange Spiesse wie Landgemeinden "Die Einsitznahme im Grossen Rat oder im Bund ist eine gute Sache für Biel, weil 

die Stadt dann gleich lange Spiesse hat wie Landgemeinden, bei denen Doppelmandate kein Problem sind. Deshalb ist 

das Land tendenziell übervertreten."

Chance für Biel auf Bundesebene "Die Erlaubnis von Doppelmandaten ist eine Chance für Biel, sich auf Bundesebene Profil zu 

verschaffen."



11. Aussagen zu Einsitz in den National-/Ständerat/

Grossen Rat (2/2)
"Die jetzige Stadtordnung verbietet Mitgliedern des Gemeinderats die Mitgliedschaft im National- oder 

Ständerat oder im Grossen Rat des Kantons Bern. Wie beurteilen Sie die folgenden Aussagen?"

© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April 2018 (N = 1233)

überforderte Politiker "Für politisch talentierte Leute mag das gut sein, weil die dann Karriereanreize haben und beides 

schaukeln können, aber die meisten Politiker wären überfordert."

begrenzte Doppelmandate erlauben "Man sollte Doppelmandate erlauben, aber z.B. auf zwei Mitglieder der Stadtregierung 

begrenzen."

nur für den Grossen Rat des Kantons Bern "Doppelmandat ja, aber nur für den Grossen Rat des Kantons Bern, nicht für den 

National- oder Ständerat."
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12. Bei unveränderter Steueranlage kann der Stadtrat 

entscheiden
"In Biel müssen die Stimmberechtigten heute über das Budget und die Steueranlage abstimmen – auch dann, 

wenn die Steueranlage nicht ändert und unbestritten ist. Die Steueranlage bestimmt das, was der Bürger der 

Gemeinde schuldet. Die Stimmbeteiligung ist jeweils sehr tief. Sagen Sie "Ja" oder "Nein" zu folgendem 

Vorhaben? Der Stadtrat entscheidet abschliessend statt der Stimmbürger über die Steueranlage, wenn sich die 

Steueranlage nicht ändert."

in % Bielerinnen und Bieler

© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April 2018 (N = 1233)
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13. Längere Amtsdauer für städtische Behörden

"Wirksame Politik. In Biel werden die Mitglieder des Stadtrats, des Gemeinderats und der Kommissionen für 4 

Jahre gewählt. In letzter Zeit sind Kantone aber teilweise zu längeren Amtsdauern übergegangen. Sagen Sie 

"Ja" oder "Nein" zu folgendem Vorhaben? Die neue Stadtordnung sieht eine Amtsdauer für die Mitglieder 

städtischer Behörden vor, die länger ist als die heutigen vier Amtsjahre."

in % Bielerinnen und Bieler

© gfs.bern, Biel Stadtordnung 2018, März/April 2018 (N = 1233)
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